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Abkiirzungsverzeichnis

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

SECO Staatssekretariat fur Wirtschaft

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Standerates

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SRF Schweizer Radio und Fernsehen

SSM Schweizer Syndikat Medienschaffender

SDA Schweizerische Depeschenagentur AG

SUISA Genossenschaft der Urheber und Verleger von Musik

FiG Bundesgesetz Uber Filmproduktion und Filmkultur

ProlLitteris ichwteizerische Urheberrechtsgesellschaft fur Literatur und bildende

uns

SUISSIMAGE Verwertungsgesellschaft im Film- und audiovisuellen Bereich

SSA Société suisse des auteurs

Swissperform Verwertungsgesellschaft fir die Leistungsschutzrechte

BAK Bundesamt fur Kultur

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

SECO Secrétariat d'Etat a I'économie

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

SSR Société suisse de radiodiffusion

PME petites et moyennes entreprises

USsS Union syndicale suisse

RTS Radio Télévision Suisse

SSM Syndicat suisse des mass media

ATS Agence Télégraphique Suisse SA

SUISA Coopérative des auteurs et éditeurs de musique

LCin Loi fédérale sur la culture et la production cinématographiques

ProLitteris  Société suisse de droits d’auteur pour les ceuvres littéraires,
photographiques et plastiques

SUISSIMAGE Société gérant les droits sur les films et les ceuvres audiovisuelles

SSA Schweizerische Autorengesellschaft
Swissperform Société de gestion des droits voisins
OFC Office féderal de la culture
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Vor allem in der deutschsprachigen Schweiz machte sich eine Identitatskrise im
Zusammenhang mit innenpolitischen Skandalen wie dem Ricktritt von Bundesratin
Kopp oder der Fichen-Affare, welche ihren Ausdruck auch in dem gegen die 700-Jahr-
Feier gerichteten "Kulturboykott" fand, bemerkbar; in der West- und Sudschweiz
wurde das Selbstverstandnis der eigenen Gesellschaft nicht derart in Frage gestellt wie
ostlich der Saane und nérdlich des Gotthards. '

Im September 2019 erschien im Magazin «Bon pour la téte» ein Artikel des Waadtlander
Journalisten Jacques Pilet mit dem Titel «<Romands, vous n'existez plus!>». Anlass dazu
waren unter anderem ein Interview im «Blick» mit dem Headhunter Werner Raschle zu
Beginn des Monats und eine etwas unsensible Aussage des neuen Armeechefs Thomas
Sussli an seiner ersten Pressekonferenz. Sussli hatte gegentber den Medien verkindet,
dass er aufgrund mangelnder Franzdsischkenntnisse Fragen nur auf Deutsch
beantworten werde. Derweil antwortete Raschle, vom «Blick» gefragt, welche
Qualifikationen der neue SBB-Chef - von einer Frau war nicht die Rede - mit sich
bringen musse, dass Deutsch- und Englischkenntnisse ein Muss seien, denn der neue
CEO musse das Parlament Uberzeugen und mit der Bevélkerung kommunizieren
kénnen. Die  Landessprache  Franzdsisch und damit die zweitgrosste
Bevolkerungsgruppe der Schweiz blieben bei der Vergabe wichtiger und repréasentativer
Amter also gleich zwei Mal aussen vor.

«Enfin quelgu’un qui ose le dire ouvertement alors que tant d’Alémaniques le pensent
discretement», meinte Pilet in seinem Artikel, welcher spater in Ubersetzter Form als
Gastkommentar zum Interview mit Raschle ebenfalls im «Blick» erschien. Die
franzésische Sprache, so Pilet, sei in der Schweiz unnétig geworden. Diese «Verachtung
der mehrsprachigen Schweiz» empdre aber die Romands, denn die Westschweizer
Bevolkerung werde auf diese Weise exkludiert. Naturlich gebe es ebenso Frankophone
mit schlechten Deutschkenntnissen, auch habe Sussli versprochen, sein sprachliches
Manko zu beheben, doch wirden sich Romands durch Sprachdifferenzen - im
Gegensatz zu den Deutschschweizerinnen und Deutschschweizern - ungleich weniger
amtliche Karrieremoglichkeiten bieten. Diese einsprachige Schweiz, resimierte Pilet,
sei aber nicht seine Schweiz, denn sie verrate «die schonsten Traditionen» des Landes
und werde verarmen.

Pilets Artikel 16ste in der Folge einige Reaktionen aus. So schrieb Peter Rothenbuhler in
der Aargauer Zeitung in einem Kommentar dazu, dass die Westschweiz eigentlich
boome, sowohl wirtschaftlich als auch kulturell. Dies lasse sich nicht nur an der
Museumslandschaft oder «architektonischeln] Wirfen von Weltrang» festmachen, auch
die westschweizer Universitdten und die insgesamt drei neuen Schweizer
Nobelpreistrager, welche allesamt aus der Romandie stammen, bestétigten dies - doch
gehe dies der Deutschschweiz «offenbar am verldngerten Rlcken» vorbei. Im
Sténderat, so zitierte Rothenbihler die Parlamentarierin Geraldine Savary (sp, VD),
kénne man zwar durchaus Franzésisch sprechen ohne missverstanden zu werden. Doch
das Problem der Sprachbarriere bestehe sogar im Bundeshaus: Im Nationalrat, so
Savary, wirden Romands oft auf Deutsch wechseln, denn bei franzdsischen Reden
werde unter den Deutschschweizern oft getuschelt, da nicht alle des Franzdsischen
machtig seien. Wie Rothenblhler ausserdem festhielt, habe man die sprachliche
Diskrepanz auch im Westschweizer Fernsehen diskutiert und sei zum Schluss
gekommen, dass Handlungsbedarf bestehe, weil die Schweiz sonst «sprachlich und
kulturell» auseinanderdriften kdnnte.

Eine ahnliche Ansicht vertrat auch der Verein «Helvetia Latina», welcher sich fur die
Foérderung der Mehrsprachigkeit in den Bundesémtern und im Parlament einsetzt. Am
zweitletzten Sitzungstag der Herbstsession wurde der vom Verein organisierte «journée
du plurilinguisme» abgehalten, wie die Westschweizer Zeitung «Le Temps>» mit Bezug
auf Pilets Artikel berichtete. An diesem Tag, so die Idee, werden die Rollen getauscht:
Deutsch wird zu einer «langue minoritaire», die lateinischen Sprachen zur «langues
majoritaires». Wie «Le Temps» festhielt, hatten Uberpriifungen des Vereins namlich
gezeigt, dass die in der Bundesverwaltung geltenden Quoten bezlglich der
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Sprachenreprasentation - Deutsch mdisste von 70 Prozent, Franzdsisch von 21-23
Prozent, Italienisch von 6-8.5 Prozent und Réatoromanisch von 1 Prozent der
Angestellten gesprochen werden - nicht immer eingehalten werden.

Die Bedeutung von funktionierender Kommunikation hatte derweil bereits ein im Juni
erschienener Artikel im Tages-Anzeiger nahegelegt: Anlasslich des 90. Geburtstags des
Philosophen Jirgen Habermas ging man dort der Frage nach, «was uns eigentlich
zusammenhalt». Im Werke Habermas', so eine der Kernaussagen des Artikels, werde
ersichtlich, dass Kommunikation eines der Leitmotive einer funktionierenden
Demokratie sei. ?

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Sieben Jahre nach der Erstausgabe wurde das Inventar der Kulturgiiter von nationaler
und regionaler Bedeutung nachgefuhrt und neu aufgelegt. Das Verzeichnis, das jetzt
rund 8'300 Objekte enthélt, die vor bewaffneten Konflikten und vor Katastrophen in
Friedenszeiten zu schitzen sind, wurde von Sachversténdigen der Kantone und des
Bundes in enger Zusammenarbeit mit dem Schweizerischen Komitee fur
Kulturglterschutz Uberarbeitet. Dabei wurden 200 Objekte von der regionalen in die
nationale Bedeutung umgeteilt, 600 Kulturgiter neu in die regionale Kategorie
aufgenommen und etwa 20 Objekte gestrichen, weil sie zerstort, veréandert oder
zweckentfremdet worden waren. *

Zu Beginn des Berichtsjahres zogen die Aargauer und die Luzerner Zeitung Bilanz aus
dem einjahrigen Bestehen des Kulturforderungsgesetzes (KFG) und liessen dabei
verschiedene Kulturverbande zu Wort kommen. Heinrich Gartentor, Prasident des
Berufsverbandes der bildenden Kinstlerinnen und Kinstler (Visarte) bedauerte, dass
die visuelle Kunst durch die Reorganisation der Kulturférderpolitik Gber einen Viertel
ihrer Férdergelder verloren habe. Ebenfalls ungerecht behandelt flhlte sich in dieser
Hinsicht der Schweizerische Ingenieur- und Architektenverein (SIA). Die zeitgendssische
Architektur und Baukultur finde gar keine Berucksichtigung im KFG. Auf der anderen
Seite zeigten sich die Autoren der Schweiz (ADS) grundsétzlich zufrieden. Der Literatur-
und Leseférderung werde in der Kulturbotschaft eine wichtige Rolle zugeschrieben.
Nichtsdestotrotz seien die Mittel flur eidgendssische Literaturpreise zu knapp
bemessen. Positiv bewerteten hingegen Pro Helvetia und das Bundesamt fur Kultur
(BAK) das neue Gesetz. Hervorgehoben wurden insbesondere die verstarkten
Bemuhungen zur Schaffung einer engen Zusammenarbeit zwischen Verbéanden und den
verschiedenen Verwaltungsebenen sowie die Maoglichkeit einer ganzheitlichen
Laufbahnférderung in allen Sparten. *

Die Volkskultur geniesse steigende Wertschatzung, gab sich Albert Vitali (fdp, LU),
neuer Préasident der Interessengemeinschaft Volkskultur Schweiz (IGVS), Uberzeugt.
Nationalrat Vitali ist Mitglied der parlamentarischen Gruppe .Volkskultur und
Volksmusik™, die bis anhin bei ca. 50 birgerlichen Parlamentariern auf Anklang stiess
und im Berichtsjahr auf sich aufmerksam machte, indem mehrere ihrer Mitglieder in
Trachten gekleidet zur Herbstsession erschienen. Bereits im Februar schloss die seit
dem neuen Kulturférderungsgesetz (KFG) fur die Nachwuchsférderung verantwortliche
Pro Helvetia mit der IGVS eine Leistungsvereinbarung ab, wonach die Unterstitzung von
an den Nachwuchs gerichteten Projekten der Volkskulturverbénde direkt tber den IGVS
erfolgen soll. Zu diesem Zweck schuf Pro Helvetia einen Volkskulturfonds, den die
Stiftung in einer dreijahrigen Pilotphase alljahrlich mit CHF 100'000 speist.

Die parlamentarischen Beratungen zur Revision des Filmgsetzes (Lex Netflix) und die im
Herbst 2021 gefassten Beschlisse flihrten zu medialen Debatten. Insbesondere zum
Beschluss, dass Streaming-Anbietende wie Netflix neu dazu verpflichtet werden sollten,
4 Prozent ihres in der Schweiz erzielten Bruttogewinns in den Schweizer Film zu
reinvestieren, zeigten sich nicht nur im Parlament, sondern auch in der Offentlichkeit
Meinungen, die weit auseinander gingen.
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Seitens der Filmindustrie waren nur positive Stimmen zu héren, welche jedoch nur in
den franzosischsprachigen Zeitungen Widerhall fanden. Die Filmindustrie sei
erleichtert, dass nun auch der Nationalrat die Investitionspflicht gutgeheissen habe,
welche in  anderen Léndern bereits dblich sei. Dies sorge fur faire
Wettbewerbsbedingungen fur die Industrie, wie Barbara Miller, Prasidentin des
Verbands Filmregie und Drehbuch Schweiz (ARF/FDS) gegenliber der Zeitung La Liberté
zu Protokoll gab. Jean-Marc Fréhle, Filmproduzent und Co-Prasident der «IG -
Unabhéngige Schweizer Filmproduzenten», wies darauf hin, dass Schweizer
Regisseurinnen und Regisseure von internationalen Koproduktionen abhéangig seien,
insbesondere bei Serien. Oftmals seien sie nicht in der Lage, mit den in der Schweiz
verfligbaren Mitteln einen unabhangigen Schweizer Film zu produzieren, was sich nun
durch dieses Gesetz andern werde.

In den Medien mussten die liberalen Parteien Kritik einstecken: Aus liberaler Sicht
sprache alles gegen die «Lex Netflix». Es handle sich dabei um «einen ungeniessbaren
Cocktail aus Heimatschutz, Subventionitis und Bevormundung», schrieb etwa die NZZ.
Da die SVP geschlossen gegen das FiG gestimmt hatte, sei es in den Handen der FDP
und GLP gelegen, diesen «Investitionszwang» aus dem Gesetz zu streichen. Die Genfer
Nationalratin Simone de Montmollin (fdp, GE) erklarte die Mehrheitsmeinung der FDP
gegenuber Le Temps damit, dass es nicht um Protektionismus gehe, sondern um eine
Harmonisierung mit den Praktiken in den Nachbarstaaten. Grosse Plattformen wirden
nur da produzieren, wo sie dazu ermutigt werden.

Auch die burgerlichen Jungparteien waren mit der beschlossenen Gesetzesrevision
nicht einverstanden und beflirchteten, dass letztendlich die Konsumentinnen und
Konsumenten die Abgaben durch hohere Gebuhren tragen mussten. Da die
Gesetzesrevision insgesamt vollig an den Interessen der Jungen vorbei ziele, kiindigten
sie noch am Tag der Schlussabstimmung via Twitter an, das Referendum ergreifen zu
wollen, wie die Aargauer Zeitung und die NZZ berichteten. °

Urheberrecht

Im Spatsommer schlossen sich die finf schweizerischen Verwertungsgesellschaften
(Pro Litteris, SSA, Suisa, Suissimage und Swissperform) zusammen, um mit einer
gemeinsamen Plakatkampagne die breite Offentlichkeit fiir die Probleme rund um die
Durchsetzung des Urheberrechts im Zeitalter der digitalen Medien zu sensibilisieren.
Hintergrund dieser Aktion war der Umstand, dass das Urheberrecht teilrevidiert werden
soll. Der Grund fur diese Revision sind neue internationale Vertrage, welche die
Weltorganisation fir geistiges Eigentum 1996 verabschiedet hat, und in denen die
Folgen neuerer technischer Entwicklungen fur die Durchsetzung der Urheberrechte
berlcksichtigt werden. Da die Schweiz diesem Abkommen, das in Kraft tritt, wenn es 30
Lander unterschrieben haben, beitreten méchte, muss sie ihr Urheberrechtsgesetz
anpassen. Die Verwertungsgesellschaften beflrchten, dass bei dieser Revision alte
Forderungen des machtigen Dachverbandes der Urheberrechtsnutzer berlcksichtigt
werden konnten. Es geht insbesondere um den so genannten «Produzentenartikel»,
durch den angestellte und im Vertragsverhéltnis arbeitende Urheber ihre Rechte an die
Produzenten verlieren kénnten. ’

Buchmarkt

Mit dem flr den 16. Mérz 2020 angesetzten Lockdown zur Einddmmung der Covid-19-
Pandemie mussten auch samtliche Literaturbetriebe ihre Tlren fir unbestimmte Zeit
schliessen. Auch wenn es in den Vorjahren schon immer Stimmen gab, die der
Literaturszene schlechte Karten prognostizierten, zeigte sich die Situation auf dem
Buchmarkt und in den Literaturbetrieben in der Covid-Krise nun so ernst wie selten
zuvor. Nur wenige Wochen nach der Zwangsschliessung berichtete die NZZ, dass es
Verlage gebe, die Uber einen Umsatzriickgang von rund 90 Prozent klagten und sich nun
gezwungen sahen, Notprogramme zu entwerfen oder gar die Reissleine zu ziehen. Der
Buchhandel im deutschsprachigen Raum sei weitestgehend eingestellt; wer keine
finanziellen Ricklagen habe, ordere kaum noch neue Titel und gehe stattdessen die
Ladenbestande durch. Erschwerend komme hinzu, dass Internethéndler wie Amazon
Blcher nicht als Gegenstande des taglichen Bedarfs betrachteten und daher in ihrem
Versandprozess auch nicht priorisierten. Viele Verlage hatten sich zwischenzeitlich auf
die Veroffentlichung von E-Blichern beschrankt oder ihre vielversprechendsten Titel
kurzerhand in den Herbst verschoben, damit diese nicht Gefahr liefen unbeachtet zu
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bleiben. Die Entwicklung habe auch einen starken Einfluss auf die Autorenschaft, da sie
durch den Stillstand der gesamten Branche nicht wie gewohnt ihr Einkommen mit
Lesungen aufbessern kénne. Besonders betroffen seien junge und unbekannte
Autorinnen und Autoren. Auch wenn sich in der Zwischenzeit vielversprechende
Projekte zu deren Unterstitzung entwickelten, wlrde es nicht einfach flr diese
werden. So berichtete beispielsweise die Aargauer Zeitung vom Corona-Projekt «Stoff
fur den Shutdown», einem durch Crowdfunding entstandenen, gedruckten
Literaturmagazin, in dem Autorinnen und Autoren ihre Texte veréffentlichen kénnen. So
sollen die Kulturschaffenden in der Krise unterstitzt und die Einnahmen der
Autorenschaft sichergestellt werden. Wahrend die grossen Betriebe in der Krise stark
zu kdmpfen hatten, schienen kleinere und lokale Buchhandlungen die Gelegenheit zu
nutzen, ihre Dienstleistungen auszubauen. Denn wie die Basler Zeitung zu berichten
wusste, bliebe die Nachfrage nach Blchern trotz geschlossener Turen gerade bei den
kleinen Handlungen hoch. So wurde in einigen Betrieben der Lieferservice stark
ausgebaut, wahrend andere einen solchen erstmals ins Leben riefen.

Diese Formen der Eigeninitiative waren unter anderem auch durch die ablehnende
Haltung des BAK erforderlich geworden. Dieses hatte einen Vorstoss der
Branchenverbénde Schweizer Buchhandler- und Verleger-Verband (SBVV), Livre Suisse
und Associazione librai ed editori della Svizzera Italiana (ALESI) abgelehnt, der
Unterstitzungszahlungen an die durch den Lockdown besonders betroffenen
Unternehmen gefordert hatte, wie der SBVV in seinem Newsletter mitteilte. Im weiteren
wurde auch der Antrag auf Corona-Soforthilfen durch das BAK und die SECO abgelehnt.
Diese argumentierten, dass die Verlage und Buchhandlungen analog zu anderen KMUs
Kurzarbeit und Liquiditatshilfen beantragen kénnten, Sofortzahlungen wie sie an
selbstandig erwerbende Kulturschaffende geleistet werden, koénnten aber der
gewinnorientierten Buchbranche nicht zugesprochen werden.

Wahrend der Mitte April vom Bundesrat kommunizierte Etappenplan zur schrittweisen
Lockerung der Lockdownvorgaben bei einigen Betrieben fir Aufatmen sorgte, 16ste er
bei den Westschweizer Literaturorganisationen eine regelrechte Polemik aus. Der
Verband Livre Suisse, die Interessenvertretung der Vertriebe, Verlage und
Buchhandlungen der Romandie, kiindigte Tags darauf an, eine Petition fiir die Offnung
der Buchhandlungen bereits ab dem 27. April zu lancieren. Generalsekretar Olivier
Babel erlauterte gegenlber «La Liberté», dass man damit die Aufmerksamkeit der
Behdrden auf den unlauteren Wettbewerb lenken wolle, der durch die vorzeitige
Offnung der gesamten Ladenflache der grossen Supermarkte beglinstigt werde. Die
Einzelhandler mussten hingegen noch weitere zwei Wochen zuwarten und sahen sich
durch diese zweistufige Lockerung benachteiligt. Pascal Vanderberghe, Direktor des
Buchhandlers Payot, begrisste und unterstitzte das Engagement von Livre Suisse zwar,
mahnte aber zugleich, dass die frihzeitige Er6ffnung des Einzelhandels auch Gefahren
in Form der fehlenden Laufkundschaft mit sich bringe, was in der Folge lediglich zu
Mehrkosten flhre. Es ware wohl fur alle einfacher, wenn die Beschréankungen fur die
Grosshandler bis auf Weiteres beibehalten blieben. Auch Grosshéndler wie Manor oder
Migros zeigten sich solidarisch mit den Einzelhandlern. Da die Botschaft des
Bundesrates nicht ganz klar sei, wisse man beispielsweise beim orangen Riesen noch
immer nicht so genau, welche Bereiche innerhalb des Unternehmens denn nun konkret
ab dem 27. April gedffnet werden kénnten. Da man hinsichtlich der Umsetzung grosse
Unterschiede zwischen den Kantonen erwarte, weigere man sich bei der Migros die
Situation auszunutzen und wolle entsprechend einen Teil des Sortiments noch
verschlossen lassen. Die Wirtschaftskommission des Stédnderats (WAK-SR) schien sich
ebenfalls am Aspekt der Wettbewerbsverzerrung zu stossen und forderte die Regierung
entsprechend auf, Alternativen zu prufen. Interessanterweise verkindete der «Blick»
just zwei Tage nach dem ersten Offnungsschritt, dass Payot eine Strafanzeige gegen die
Migros eingereicht habe, weil diese die entsprechende Verordnung des Bundesrates
nicht eingehalten habe. Der Buchhéandler erwirkte, dass die Migros-Genossenschaft
Genf den Blcherverkauf in séamtlichen Filialen sofort einstellen musste, da Blcher nicht
zu den Gutern des taglichen Bedarfs zahlten. ®
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Musik

Wie so viele andere Kulturschaffende auch, sahen sich die Musikschaffenden durch das
vom Bund verordnete Veranstaltungsverbot in ihrer Existenz bedroht, da mit jeder
einzelnen Konzertabsage ein beachtlicher Teil ihrer Haupteinnahmequelle verloren
ging. Zwar hatte der Bundesrat im Rahmen der Covid-Verordnung dem Kulturbereich
finanzielle Unterstutzung zugesprochen, jedoch bezweifelte man beispielsweise bei
Sonart, dem Verband der Schweizer Musikschaffenden, dass damit alle Gagenausfalle
kompensiert werden kénnen, wie die Aargauer Zeitung berichtete. Aus diesem Grund
ergriffen die Sangerinnen Corin Curschellas und Nadja Zela die Initiative und riefen
Radio SRF Uber die sozialen Medien dazu auf, wahrend der Corona-Krise vermehrt auf
Schweizer Musik zu setzen. Da fiir jeden (iber den Ather verbreiteten Song eine
Urheberrechtsgebuihr bei der Verwaltungsgesellschaft Suisa abgegolten werde, kénne
man so den Musikerinnen und Musikern zumindest helfen, ihre Ausfélle zu minimieren.
Tatsachlich zeigten sich sowohl die SRF als auch die CH Media Radios wahrend der
Pandemie solidarisch mit den Musikschaffenden und wollten jeweils den Sendeanteil
der Schweizer Musik am Gesamtprogramm erhéhen. Wie die Aargauer Zeitung
schliesslich Ende Juni berichtete, hatten beide Medienhduser zwischenzeitlich die
Schweizer Musik am Radio beachtlich in den Vordergrund gerlckt: Bei SRF 3 habe man
im Mérz Uber 35 Prozent, im April rund 50 Prozent Schweizer Kinstlerinnen und
Kinstler gespielt. Bei Radio Virus habe man ab Ende Mérz bis Mitte Juni gar konsequent
auf Schweizer Musik gesetzt; seither sei der Schweizer Anteil zwar wieder
zurlickgefahren worden, jedoch wolle man sich zukilnftig bei rund 60 Prozent
einpendeln. Auch bei den CH Media Sendern (Radio Argovia, Radio 24, Radio FM1, Radio
Pilatus, Radio Melody und Virgin Radio) habe man mehr auf Schweizer Musik gesetzt,
wobei man sich hierbei primar auf punktuelle Aktionen wie die in Kooperation mit dem
SRF entstandene «Alles wird gut»-Aktion, die auch am Fernseher ausgestrahlt wurde,
konzentrierte. Andreas Ryser, Président des Dachverbands der unabhéangigen Labels
(Indie-Suisse), zeigte sich ebenfalls in der Aargauer Zeitung dusserst erfreut Uber das
Ergebnis. Tatsachlich habe man den einzelnen Musikschaffenden mit dem Engagement
etwas unter die Arme greifen kénnen. Von grosser Bedeutung sei hierbei, dass man
nicht nur auf die grossen Hits gesetzt, sondern ein breites Spektrum an Kinstlerinnen
und Kinstlern abgedeckt habe, so dass auch weniger etablierte davon profitieren
konnten. Lediglich die Wochenzeitung zeigte sich Uber den neuen Schweizer Fokus
wenig erfreut. Es sei zwar schdon und gut, wenn man Kulturschaffende unterstitzen
wolle, jedoch verkomme mit diesem Ubersteigerten «Heimatschutz» die Krise lediglich
noch zu einem «Biotop flUr Ubersteigerten Patriotismus», wohingegen der
Grundgedanke der Kultur eben gerade darin liege, Grenzen zu Uberschreiten und
Horizonte zu erweitern. ?

Film

Neben dem BAK und der SRG mit ihrem .pacte de l'audiovisuel™ zéhlen auch die
Kantone zu wichtigen Akteuren in der Filmférderung. Letztere engagieren sich jedoch
nicht Uberall in gleichem Masse. Wéahrend in der Westschweiz durch die im 2011
gegrindete kantonslbergreifende Organisation ,Cinéforom™ betrachtliche Mittel flr
die Uberregionale Filmférderung zur Verfugung stehen, verfligt in der Deutschschweiz
nur der Kanton Zurich mit seiner Filmstiftung Gber ahnlich hohe Fordergelder fur Filme
mit Bezug zum eigenen Kanton. Eine Uberregionale Zusammenarbeit in der
Deutschschweiz stand bis anhin nicht zur Debatte. Am Filmfestival in Locarno rief der
Branchenverband GARP (Gruppe Autoren, Regisseure, Produzenten) zum Widerstand
gegen den Deutschschweizer Kantonligeist in der Filmférderung auf und versammelte
35 National- und Sténderdte sowie kantonale Politiker und Filmschaffende zur
Diskussion Uber die vorherrschende Situation. ™
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Sprachen

Territorialfragen beschéaftigten den Kanton Graublnden und das Ratoromanische im
Jahr 2014 auf die eine oder andere Weise. Die Lia Rumantscha und die Uniun
Rumantscha Grischun Central zeigten sich besorgt ob der Auswirkungen von Fusionen
deutsch- und romanischsprachiger Gemeinden. Jingste Beispiele hatten gezeigt, dass
sich in solchen Fallen mittelfristig das Deutsche durchsetze. Die Sprachorganisationen
forderten deshalb, dass aufgrund von Fusionen entstandene zweisprachige Gemeinden
nach wie vor als "angestammtes romanisches Territorium" gelten sollen. Die durch die
Fusion von sieben Kommunen entstandene neue politische Gemeinde Albula/Alvra mit
einem romanischsprachigen Bevolkerungsanteil von 47,6% drohte im September zum
Préazedenzfall zu werden. Die an der Urnenabstimmung beschlossene neue
Gemeindeverfassung sieht Albula/Alvra als zweisprachige Gemeinde. Im Oktober gaben
die Sprachorganisationen bekannt, auf eine Verfassungsbeschwerde zu verzichten. Die
Gemeinde habe ihnen eine Mitwirkung bei der Schaffung eines kommunalen
Sprachgesetzes zugesichert. Um dem Rickgang der romanischen Sprache
entgegenzuwirken, pladierte Thomas Burri, Assistenzprofessor fur Vélker- und
Europarecht an der Universitat St. Gallen, fur eine staatspolitische Dimension der
Diskussionen. In einem Vortrag im Rahmen einer vom Zentrum fur Demokratie in Aarau
(ZDA) organisierten Tagung propagierte er die Schaffung eines sogenannten
"Romanenstaates"”. Diese subnationale Einheit wlrde sich nicht tGber ein Territorium,
sondern Uber die sprachliche Zugehorigkeit definieren, wobei die ratoromanische
Kantonsburgerschaft zur bestehenden Kantonsbirgerschaft hinzukommen wirde. Die
in abgeanderter Form in der NZZ erschienene Rede provozierte sogleich eine
Gegenreaktion vom emeritierten Staatsrechtsprofessor Andreas Auer. Das "Burrische
Unding" liesse sich verfassungsrechtlich kaum umsetzen. "

Fahrende

In der Schweiz sind Fahrende als nationale Minderheit anerkannt. Die unter diesen
Begriff fallenden Gruppen der Sinti, Jenischen und Roma kdnnen sich aber wenig mit
diesem Begriff identifizieren - zum einen, da dieser Sammelbegriff ihren kulturellen
Wurzeln nicht ausreichend Rechnung tragt und zum anderen, da die wenigsten
Angehorigen der jeweiligen Gruppen nicht sesshaft sind. Dies trifft insbesondere auf
die 80'000 bis 100'000 in der Schweiz lebenden Roma zu - viele davon im Besitz der
Schweizer Staatsangehorigkeit -, womit diese nicht zur nationalen Minderheit zéhlen.
Am Internationalen Tag der Sinti und Roma im Jahr 2015 forderten verschiedene
Menschenrechts- und Minderheitsorganisationen in einem offenen Brief an
Bundesratin Sommaruga die Anerkennung der Roma als nationale Minderheit. Analog
zum Jenischen soll das Romanes al territorial im Sinne der Europaischen
Sprachencharta anerkannt werden. Vertreter der Roma erhofften sich von einer
Anerkennung eher symbolischen Charakters den Abbau von Stereotypen und
Vorurteilen, die durch die Gleichsetzung der Schweizer Roma mit fahrenden
Angehdrigen dieser Gruppe aus dem Ausland entstanden seien. Die negative Tonalitat
gegenlber Roma in den Schweizer Medien wurde im Vorjahr auch durch die
Europaische Rassismuskommission kritisiert. Ferner forderten die Vertreter der
Gruppe eine bessere Vertretung in fur ihre Anliegen relevanten Institutionen, so etwa in
der Eidgendssischen Kommission gegen Rassismus. Lob fanden hingegen die jlingsten
Bestrebungen des BAK zur Verbesserung der Situation, indem eine gemeinsame
Arbeitsgruppe zwischen Bund und Vertreterinnen und Vertretern der betroffenen
Minderheiten ins Leben gerufen worden war. ™
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Medien
Radio und Fernsehen

Die SRG und das Schweizer Syndikat Medienschaffender (SSM) einigten sich im Oktober
Uber einen neuen Gesamtarbeitsvertrag (GAV). Die Mitarbeitenden leisten kiinftig eine
fixe Jahresarbeitszeit, dadurch erhofft sich die SRG eine Flexibilisierung der
Produktion. Der neue GAV gilt ab Januar 2009 fr vier Jahre.

Der Verband der Schweizer Privatradios (VSP) forderte von der SRG, den Sender DRS 3
und die Regionaljournale von DRS 1 aus ihrem Angebot zu streichen. Die SRG blieb
jedoch unbeeindruckt, da sie von sich aus keine Programme abschalten darf, fur die der
Bundesrat die Konzessionen vergeben hat. ™

Gegen den geplanten Stellenabbau beim Westschweizer Radio und Fernsehen (RTS) -
vorgesehen sind 20-37 Entlassungen sowie 20-30 Frihpensionierungen - streikten im
November 2015 um die finfzig RTS-Mitarbeitende in Genf sowie weitere in Lausanne.
Die Streikfuhrer kritisierten die geplanten Massnahmen als voreilig. Dartber hinaus
habe man im Gesprach mit der SRG verschiedene alternative Einsparmdglichkeiten
vorgeschlagen, von denen jedoch keine aufgegriffen worden sei. Das Schweizer Syndikat
Medienschaffender (SSM) fiihrte den innerhalb der SRG insgesamt 250 Arbeitsplatze
umfassenden Stellenabbau auf den Bundesgerichtsentscheid von vergangenem
Frihjahr zurick, demzufolge auf die Empfangsgeblhren nicht mehr langer eine
Mehrwertsteuer erhoben werden darf, sowie auf das im selben Jahr an der
Volksabstimmung angenommene RTVG, welches den regionalen Radio- und
Fernsehsendern eine Geblihrenerhéhung von 4% auf 6% verspricht. ™

Presse

Im Mai des Berichtsjahres trat ein neuer Gesamtarbeitsvertrag (GAV) flr
Journalistinnen und Journalisten sowie flr das technische Redaktionspersonal in Kraft.
Trotz Kritik vor allem seitens kleiner Verlage, die sich mit markant héheren Belastungen
bei den Lohnrechnungen konfrontiert sahen, setzte sich der Antrag des Prasidiums des
Verbands Schweizer Presse auf Inkraftsetzung durch. Der zéh ausgehandelte Vertrag
wurde dem seit 1997 herrschenden vertragslosen Zustand vorgezogen. Laut der
Mediengewerkschaft Comedia, die dem GAV bereits im Februar knapp zugestimmt
hatte, waren schliesslich der Verzicht der Gewerkschaften auf einen
gesamtschweizerischen  Minimallohn sowie die Furcht der Verleger vor
Kampfmassnahmen fir den zustimmenden Entscheid ausschlaggebend gewesen.
Zentrale Punkte des GAV, der auch das mit der Aufbereitung der Printmedien im
Internet betraute Personal umfasste, waren verbesserte Kompensationen im Bereich
Nacht- und/oder Sonntagsarbeit sowie die nach geographischen Regionen in drei
Kategorien und nach vier Dienstaltersklassen abgestuften Mindestléhne. Der Schweizer
Verband der Journalistinnen und Journalisten (SVJ) stimmte dem GAV ebenfalls zu. Im
Juli kundigten etliche Kleinverleger vorsorglich ihre Mitgliedschaft beim Verband
Schweizer Presse (CH-P) auf. Laut Comedia verliessen praktisch die gesamte Presse um
den Zurichsee und im Tessin, das Verlagshaus der Stdostschweiz Presse AG, einige
Zeitungen mit Kleinstauflagen und die Schweizerische Depeschenagentur (sda) den
Verband. Grund flr die Austritte waren Differenzen bei der Festsetzung der
Mindestléhne, fallweise aber auch die grundsatzliche Ablehnung des neuen GAV.
Gestutzt auf ein Urteil des Bundesgerichts vom 13. Juni hielt die Comedia fest, die GAV-
Normen héatten bis zum Ablauf der Vertragsdauer im Jahre 2004 auf das
Arbeitsverhéltnis anwendbar zu bleiben, auch wenn der Arbeitgeber aus dem Verband
ausgetreten sei. "

Der Schweizer Verband der Journalistinnen und Journalisten (SVJ) legte Ende des
Berichtsjahres ein neues Reglement fiir das Berufsregister (BR) zuhanden der beiden
anderen Mediengewerkschaften comedia und Schweizer Syndikat Medienschaffender
(SSM) vor. Ziel ist es, ein neues und gesamtschweizerisch einheitliches BR fir
Medienleute zu schaffen, wobei die wichtigsten Anderungen eine Flexibilisierung des
Registers sowie eine Betonung der ethischen Aspekte anstreben und insbesondere die
Aufnahmebedingungen in das Register betreffen: Nicht mehr die Einkommenshohe,
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sondern die eingesetzte Zeit (mindestens 50% wéhrend zweier Jahre) definiert die
~hauptberufliche Tatigkeit™. Zudem gilt die journalistische Téatigkeit an sich und nicht
das Medium als Aufnahmekriterium. Aufnahmewillige mussen sich klnftig auf die
Standesregeln des Berufs verpflichten. ”

La Swissfirst Bank a repris la maison d’édition Jean Frey AG, propriété du Basler
Mediengruppe. Le groupe Ringier s’est senti trahi car un précontrat relatif a la vente
avait été signé avec les Bélois en 2001. L'institut financier a repris Jean Frey AG, pour
ensuite vendre la société a un groupe d’investisseurs privés et institutionnels. Aussi
bien l'organisation faitiere des éditeurs Presse suisse, que la rédaction de la
« Weltwoche », ont demandé aux nouveaux maitres de maison de jouer carte sur table.
L’annonce de la composition du nouvel actionnariat a confirmé sa proximité présumée
avec des milieux bourgeois. Principal repreneur a hauteur de 25% environ, le financier
tessinois et ancien politicien démocrate-chrétien Tito Tettamanti était notamment
accompagné d’un certain nombre de politiciens bourgeois. Parmi les nombreux
actionnaires détenant moins de 5%, se trouvaient Hans Kaufmann (CN, udc, ZH), Peter
Weigelt (CN, prd, SG) ou encore Jorg Rappold (anc. membre du Conseil cantonal, prd,
ZH). Une part d’ombre est demeurée dans la mesure ou les détenteurs de 20% du
capital n"ont pas dévoilé leur identité. La direction du groupe a été confiée a Filippo
Leutenegger, ancien présentateur d'une émission politique de la télévision alémanique
(ARENA). La fédération suisse des journalistes a réagi en exprimant sa crainte de voir les
titres du groupe perdre leur indépendance. Le syndicat des médias Comedia a
manifesté son inquiétude que le groupe devienne un objet de spéculation. L'identité
des repreneurs a provoqué de vives réactions au sein de la rédaction du Beobacher,
véritable institution se définissant comme le porte-parole des plus faibles et qui
dispense de nombreux conseil pratiques & ses lecteurs. Le rédacteur en chef Ivo
Bachmann et le chef du centre de conseil Philippe Ruedin, qui s'étaient exprimés
ouvertement en faveur d'un reprise du titre par le groupe Ringier, plus @ méme selon
eux a garantir I'indépendance du titre, ont démissionné une fois les noms des nouveaux
propriétaires rendus publics.

Mit Verweis auf die schwierigste Lage der Branche seit 50 Jahren empérte sich der
Verlegerverband Schweizer Presse Uber den Entscheid der entsprechenden
Schiedsstelle, die Verleger seien ab 2004 zur Erhéhung der Mindestlohne fiir
Medienschaffende um 1,2% verpflichtet. Die Lohnerhdhung sollte nur bis Juli 2004
gelten, da der Verlegerverband den GAV mit dem SVJ auf diesen Zeitpunkt gekindigt
hatte und somit auch die Schiedsstelle zur Disposition stand. Die Kiindigung des GAV
war vom Verlegerverband damit begrindet worden, dass der Schweizer Verband der
Journalistinnen und Journalisten (SVJ) eine Verschleppungstaktik verfolge und nicht
einmal Terminvorschlége flir die angebotenen Vertragsverhandlungen behandelt habe.
Der SVJ - mit rund 6000 Mitgliedern der grosste Schweizer Berufsverband der
Journalistinnen und Journalisten - gab sich mit ,impressum" - ,Die Journalistinnen™
einen neuen Namen. Die Wahl fiel mit Verweis auf die Verbundenheit des Begriffs mit
dem Journalismus und seiner Verstandlichkeit in allen vier Landessprachen auf
Jimpressum®. "

Ende Juli lief der Gesamtarbeitsvertrag fliir die Pressebranche aus. Namentlich wegen
der Meinungsverschiedenheiten Uber die Bestimmungen fur Mindestléhne hatten sich
die Sozialpartner (Verlegerverband und Gewerkschaft Comedia) im Frihjahr nicht tber
einen neuen GAV einigen kénnen. Die Comedia wollte die Hohe dieser Lohne weiterhin
im GAV festgeschrieben haben, wahrend die Arbeitgeber flir den Grundsatz einer
Festlegung aller Lohne auf Betriebsstufe pladierten. Im September flhrte die
Gewerkschaft mehrere Aktionen durch, um die Verleger zur Wiederaufnahme der
Verhandlungen zu veranlassen. Dieses Ziel wurde damit allerdings nicht erreicht. 2°
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Nachdem der Gesamtarbeitsvertrag der Pressebranche 2004 ausgelaufen war, blieben
im Berichtsjahr die Fronten hart. Der Verband Schweizer Presse lehnte es weiterhin ab,
Gesprache mit den Journalistenverbanden Comedia und Impressum zu fuhren, solange
von diesen Mindestléhne gefordert werden. Die Verleger pladierten weiterhin flr eine
Losung der Lohnfrage auf Betriebsebene und verabschiedeten an ihrer Jahrestagung
einen Katalog von Mindeststandards fur individuelle Arbeitsvertrage, den sie im
Alleingang, das heisst ohne Konsultation der Gewerkschaften erarbeitetet hatten.

Im Zusammenhang mit der umstrittenen BaZ-Ubernahme durch Tito Tettamanti kam es
im Raum Basel zu Sabotageaktionen gegen das Verteilsystem der BaZ. In einem
gemeinsamen Communiqué warnten Comedia und SSM vor einem Eingriff
rechtsbiirgerlicher Kreise in das Schweizer Medienwesen. %2

Nach gescheiterten Fusionsverhandlungen mit den Journalistenverbdnden Impressum
und dem Schweizer Syndikat Medienschaffende (SSM) gab die mit Mitgliederschwund
und Defiziten kdmpfende Mediengewerkschaft Comedia (ca. 13'000 Mitglieder, davon
ein Flnftel Rentner) den Zusammenschluss (per 1.1.2011) mit der Gewerkschaft
Kommunikation Geko (34'000, v.a. Angestellte der Post und der Swisscom, davon
ungefahr 35% Rentner) bekannt. Unter dem Dach des Schweizerischen
Gewerkschaftsbunds (SGB) vertritt die neue Syndicom Arbeitnehmende aus den
Bereich Logistik, Telekom und Medien. Bis Ende 2010 ist es den Medienschaffenden
nicht gelungen, den Gesamtarbeitsvertrag, der bereits 2004 ausgelaufen war, zu
erneuern.

Medienpolitische Grundfragen

Im September trat Hanspeter Lebrument, Churer Medienunternehmer, die Nachfolge
von Hans Heinrich Coninx als neuer Prasident des Verbands Schweizer Presse an. In
seiner Antrittsrede holte Lebrument zu einem Rundumschlag gegen den geplanten
Verfassungsartikel zur Medienvielfalt und gegen die Anti-Konzentrationsregeln in den
regionalen Medienmarkten aus. Nebst der Kritik prasentierte das Verbandsprasidium an
seiner Jahresversammlung auch ein neues Foérderungsmodell, wonach kinftig eine
Stiftung die Verteilung der 6ffentlichen Gelder Ubernehmen sollte - wobei die Verleger
nur die Bereiche Distribution, Bildung, Selbstkontrolle und Versorgung mit Daten als
férderungswirdig erachteten.

Durant une année, les représentantes et représentants de diverses organisations de
médias suisses ont pu échanger sur leur avenir dans le cadre du dialogue sur les
médias. Cette plateforme d'échange, supervisée par le DETEC, a notamment réuni
Médias Suisse, I'association des Médias d'Avenir, I'association suisse des médias en
ligne, I'association suisse des médias régionaux, la SSR ou encore Ringier. Au final, le
communiqué de presse du DETEC précise d'abord que les discussions ont démontré la
nécessité d'une agence de presse nationale qui prenne en compte les besoins des
médias de petite et moyenne taille. Puis, face aux défis de la numérisation, il indique
que les acteurs du monde médiatique ont souligné qu'ils étaient préts a coopérer, dans
le but notamment de maintenir une diversité médiatique dans toutes les régions et
zones linguistiques du pays.
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